
SSatzung der Gemeinde Ostseebad Prerow iiber die
Sondernutzung an Gemeindestragen und Ortsdurchfahrten

vom .....................

Aufgrund § 5 der Kommunalverfassung fiir das Land Mecklenburg-
.. Vorpommern (KV M -V) vom 18. Februar 1994 sowie des § 24 StraBen-..

und Vie:gegesetz, des Landes Meckka rg-Vorpommern (StrWG - MV)
vom 13. Januar 1993 wird nachstehende Satzung fiir die Gemeinde
Ostsecbad Pre -'ow beschlossen.

§

Der Gi.s..brau,_-.13 von GemeindestraBc.n und Ortsdurchfahrten Ober den
Gemeinebrau.eh hinaus (SondernutrAng) bedarf der Erlaubnis der
Gemeine.

§2
Allgemeine Erlaubnis

1. Fiir GemeindestraBen und Ortsdurchfahrten wird die Erlaubnis fur
die in Anlage I zu dieses Satzung aufgefiihrten Arten der
Sondernutzung allgemein erteilt, und zwar mit dem Inkrafttreten
dieser Satzung und nach MaBgabe des § 4.

2. Die Erlaubnis ist widerruflich. Sie kann durch Nebenbestimmungen
beschrankt werden, wenn dies fiir die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs oder zum Schutz der StraBe erforderlich ist.

§3
Besondere Erlaubnis

1. Alle sonstigen, nicht in der Anlage I aufgefiihrten Sondernutzungen
bedurfen in jedem Einzelfall der besonderen Erlaubnis der
Gemeinde. Als derartige Sondernutzungen kommen unter anderem
die in der Anlage II zu dieser Satzung aufgefiihrten Arten in
Betracht; die Aufzahlung ist nicht abschlieBend.

2. Die Erlaubnis wird befristet oder unbefristet erteilt. In jedem Fall
steht sie unter Widerrufsvorbehalt. Wird die Erlaubnis erteilt,
konnen ihr -auch nachtraglich- Nebenbestimmungen beigefugt
werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der offentlichen
Sicherheit und Ordnung oder fur die Sicherheit oder Leichtigkeit des
Verkehrs oder zum Schutz der StraBe erforderlich ist.
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§§4
Gemeinsame Bestimmungen fiir die Erlaubnis

1. Der Erlaubnisnehmer hat dem Trager der StraBenbaulast alle Kosten
zu ersetzen, die diesem durch die Sondernutzung zusatzlich
entstehen. Hied& kann der Trager der StraBenbaulast bei der
besonderen Erlaubnis Vorschtisse und/oder Sicherheiten verlangen.

2. Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit der Sondernutzung
verbundenen Anlagen nach den gesetzlichen Vorschriften und den.

. anerkannten Regeln der Technik zu errichten• und zu unterhalten.
Er hat sein Verhalten und den Zustand der Sache so einzurichten,
daB niemand gefa.hrdet, geschadigt oder mar als .nach den
Umstanden unvermeidbar behindert oder belastigt wird. Er hat i

•insbesondere die von ihm erstellten Einrichtungen sowie die ihm
tiberlassene Flache in ordnungsgemaBem und sauberem Zustand zu
halten.

3. Dec Erlaubnisnehmer hat darauf zu achten, daB em n ungehinderter
Zugang zu alien in die StraBendecke eingebauten Einrichtungen
moglich ist. Wasserabzugsrinnen und Kanalschachte sind
freizuhalten. Soweit bei dem Aufstellen, Anbringen und Entfernen
von Gegenstanden em n Aufgraben des StraBenkorpers erforderlich
ist, muB die Arbeit so vorgenommen werden, daB jeder nachhaltige
Schaden am StraBenkorper und an den Anlagen, insbesondere an
den Wasserabzugsrinnen und den Versorgungs- und Kanalleitungen
sowie eine Anderung ihrer Lage vermieden wird. Die Gemeinde ist
mindestens 5 Werktage vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu
benachrichtigen. Die Verpflichtung, andere Stellen zu
benachrichtigen oder deren Genehmigung einzuholen bleibt
unberiihrt.

4. Mit dem Erloschen der Erlaubnis hat der Erlaubnisnehmer alle von
ihm erstellten Einrichtungen zu entfernen und den friiheren
Zustand ordnungsgema.B wieder herzustellen.

5. Kommt der Erlaubnisnehmer mit einer der ihm nach den
vorstehenden Bestimmungen obliegenden MaBnahmen in Verzug, so
ist die Gemeinde nach Ablauf einer ihm gesetzten Frist berechtigt,
die MaBnahme au f seine Kasten vorzunehmen oder vornehmen zu
lassen.
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6. Die Erlaubnis ist grundsatzlich nicht iibartragbar. Die Gemeinde
kann auf Antrag in besonders begriindeten Einzelfallen
aussprechen, daB eine Hilaubnis zur A tibertragbar ist,
wenn da ran em n ffe:ntliches Interesse bes

§5
VVersagung und Widerruf

1. Ein Rechtsanspruch auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis
besieht nicht.

2. Di,2. be .:)ndere Edaubn is nach § 3 kann iris!-)esondere versagt
wer&:n, we -nn
a) die benotigte Flache nicht zur Verfiigung gestellt werden kann, •
b) dic Sondernutzung die offentliche Sicherheit oder andere
offendiche Interessen (Sicherheit und Leicntigkeit des Verkehrs,
Schutz der StraBon) gefahrden wiirde, • • -
c) stadtebauliche Griinde der Erteilung entgegenstehen, •

d) die geforderte Sicherheit und Vorschtisse nach § 4 .Abs. 1 nichC'i(1.
geleistet werden.

3. Der Widerruf einer nach § 2 oder § 3 erteilten Erlaubnis kann
insbesondere ausgesprochen werden, wenn
a) nachtraglich die Voraussetzungen ftir die Erteilung fortfallen,
b) der Erlaubnisnehmer die ihm gemachten Bedingungen und
Auflagen nicht erftillt,
c) die Sondernutzung, die offentliche Sicherheit oder andere
offentliche Interessen (Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs,
Schutz der StraBen) gefahrdet,
d) der Erlaubnisnehmer die festgesetzte Gebtihr nicht zahlt,
e) stadtebauliche Grunde es erfordern oder die Sondernutzung die
Ausftihrung von B auvorhaben wesentlich erschweren wiirde,
f) die Erlaubnis Langer als 1 Monat nicht genutzt wird.

§6
H a ft u n g

1. Die Gemeinde haftet dem Erlaubnisnehmer nicht fiir Schaden, die
sich dem Zustand der StraBe und der darin eingebauten Leitungen
und Einrichtungen fiir den Erlaubnisnehmer und die von ihm
erstellten Anlagen ergeben.
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2. Der Erlaubnisnehmer haftet der Gemeinde fur alle von ihm oder
seinem Personal .verursachsen Schaden durch unbefugte,
ordnungswidrige oder nicV rechtzeitig gemeldete Arbeiten. Er
haftet dafür, daB die von ihm geiibte Benutzung die
Verkehssicherheit nicht beeintrachtigt. Er haftet weiter fiir Schb.den,
die sich aus der Vernachlassigung seiner Pflichten zur
Beaufsichtigung seines Personals ergeben. Er hat die Gemeinde von
alien Anspruchen freizustellen, die von Dritten aus der Art und
Weise der Benutzung gegen die Gemeinde erhoben werden.

§7
Gebiihren

Fiir den Gebrauch der offentlichen StraBen tiber den Gemeingebrauch
hinaus werden Sondernutzungsgebiihren nach MaBgabe einer
besonderen Satzung erhoben.

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veroffentlichung in Kraft.

(7,57.014
Datum / Unterschrift

e n c)r).7 27, 7_ 96
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e
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ft" --

Q.
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AAnlage I _
Allgemein erlaubte Sondernutzung (§ 2 der Satzung)

Fie Erlaubnis wird fur f:olgende Sondernutzung allgernein erteilt:

1. Alle vortibergehenden Benutzungen des StraBenkorpers mit
Ausnahme der Fahrbahn durch die Anlieger far Zwecke ihres
Grundsttickes, wie z.B. Lagerung, Hausbrand, Sperrmtill und sonstige
Materialien auf dem Gehweg zum Einbruch der Dunkelheit sowie
deren Transport auf das anliegende Grundstiick, das Be- und
Entladen von Fahry:::-.ugen aller Art und ulittels aufgelegter und
gesicherter Schlauche oder sonstiger Hilfsmittel, soweit es nicht
ohnedies dem Verkehr &lent.;

2. alle tagstiber auf Gehwegen aufgestellten Schilder und
Warenauslagen (z.B. Obst und Gemtise, Garderobe) in unmittelbarer
Nahe von Geschaften und Verkaufsstellen und bauaufsichtlich
zugelassenen Warenautomaten, soweit sie nicht mehr a1s 0.30 m in
den Straf3enraum vor der Gebaudeflucht hineinragen und nicht
mehr als 1,50 m StraBenfront beansprucht •wird;

3. alle in unmittelbaren Zusammenhang mit Geschaften aufgestellten
Fahrradstander;

4. das Anbringen und Aufstellen von Briefkasten herkommlicher
Abmes sung.

Anlage II
Beispiele fiir erlaubnispflichtige Sondernutzung (§ 3 der Satzung)

1. Das Aufstellen von ortsfesten und beweglichen Verkaufshauschen,
Verkaufsstanden und Fahrzeugen sowie Losverkaufsstanden;

2. der Betrieb von StraBenhandelsstellen (fliegender Handel);

3. das Aufstellen von Warenauslagestellen, insbesondere ftir Obst,
Gemtise und Pflanzen, wenn die in der Anlage I Ziffer 2
angegebenen MaBe Uberschritten werden;

4. der Weihnachtsbaumhandel;

5. das Errichten von Freisitzen vor Gast- und Schankwirtschaften,
Eisdielen und Cafes;
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6. das Aufstellen od.er Anbringen von Warenautomaten, Vitrinen,
Schaukasten und Taxenrufsaulen, wenn die in Anlage I Ziffer 2
angegebenen MaBe iiberschritten werden;

7. der Einsatz von Werbewagen;

8. das Aufstellen von Bauzaunen und Baubuden sowie die. Lagerung
von Baumaterialien;

9. das Aufstellen von Geriisten und Baumaschinen;

10. das. Umhertragen und Verteilen von Plakaten, Handzetteln oder
ahnlichen Anktindigungen, auch fiir politische Zwecke;

11. das Anbringen von Markisen.
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